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TEXTTEIL  

 ZUM   
BEBAUUNGSPLAN  

Nr. 124 „Nordöstliche Heidkämpe“ 
 

Der Rat der Stadt Bad Oeynhausen hat in seiner Sitzung am 06.09.2023 folgende Satzung er-
lassen:  

Bestandteile des Bebauungsplanes  

Der Bebauungsplan besteht aus einer Planzeichnung und dem dazugehörigen Textteil. Eine Be-
gründung ist beigefügt.  

 

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN  

1 Art der baulichen Nutzung  
(§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. §§ 1, 4, 6, 16-20 und 22 BauNVO)  

Für die Art der baulichen Nutzungen sind die Festsetzungen dieses Bebauungsplanes in 

Anwendung der Baunutzungsverordnung verbindlich.  

1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA)  

(§ 4 BauNVO)  

Die gem. § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen  

Betriebe des Beherbergungsgewerbes 

Gartenbaubetriebe sowie  

Tankstellen  

sind nicht zulässig.  

1.2 Mischgebiet (MI)  

(§ 6 BauNVO)  

Nach § 1 Abs. 5 BauNVO sind 

Tankstellen gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 7 

Vergnügungsstätten gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 8  

nicht zulässig.  

Die gem. § 6 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzung 

von Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a (3) Nr. 2 BauNVO 

ist nicht zulässig. 

1.3 Gemeinbedarfsflächen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)  

Gemeinbedarfsfläche mit Festsetzung als  

der Feuerwehr dienende Anlagen. 

Die Entwicklung der Gemeinbedarfsfläche ist nur unter Berücksichtigung der Festset-

zung 12.2.3 zulässig. 
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2 Maß der baulichen Nutzung  
(§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. §§ 1, 3, 4 16 – 20, und 22 BauNVO)  

2.1 Zahl der Vollgeschosse 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16-20 BauNVO) 

Die Zahl der zulässigen Vollgeschosse wird entsprechend der Planzeichnung als Höchst-

grenze festgesetzt. 

2.2 Grundflächenzahl 

Die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) wird als Höchstgrenze festgesetzt.  

Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 wird eine GRZ von 0,4 festge-

setzt.  

Innerhalb des Mischgebietes MI 1 wird eine GRZ von 0,5 festgesetzt. 

Innerhalb des Mischgebietes MI 2 wird eine GRZ von 0,6 festgesetzt. 

2.3 Geschossflächenzahl 

Die festgesetzte Geschossflächenzahl (GFZ) wird als Höchstgrenze festgesetzt und be-

trägt stets die doppelte GRZ zur vollen Ausnutzung der Fläche. 

Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 wird eine GFZ von 0,8 festge-

setzt.  

Innerhalb des Mischgebietes MI 1 wird eine GFZ von 1,0 festgesetzt. 

Innerhalb des Mischgebietes MI 2 wird eine GFZ von 1,2 festgesetzt. 

2.4 Gebäudehöhe 

2.4.1 Höhenbezugspunkte  

Gebäude an Planstraßen: 

Als Höhenbezugspunkt werden Höhen über Normalhöhennull (NHN) in Form eines Hö-

henbezugspunktes festgesetzt. Die Höhenbezugspunkte sind in der Planzeichnung 

zeichnerisch dargestellt. Es gilt der dem Objekt nächstgelegene Höhenbezugspunkt 

(gemessen von der Mitte der straßenseitigen Fassade des zu errichtenden Gebäudes). 

Gebäude an Bestandstraßen: 

Die Gradiente der jeweils erschließenden Straßenverkehrsfläche (Bezug - Haupteingang 

des Gebäudes) auf Höhe der Gebäudemitte des Hauptbaukörpers wird als untere Be-

zugshöhenlage festgelegt. 

2.4.2 Gesamthöhe  

Die maximale Gebäudehöhe (höchstgelegenen Punkt des Gebäudekörpers) wird, in Be-

zug auf die Festsetzung 2.4.1, auf 9,5 m begrenzt.  

Bei der Errichtung von Solarthermie- oder Photovoltaikmodulen darf die maximale Ge-

bäudehöhe um maximal 0,5 m überschritten werden. 

Die diesbezüglichen Hinweise hinsichtlich der Hochspannungsleitung (s.11.1) sind zu be-

achten. 

2.4.3 Nichtvollgeschosse als oberstes Geschoss bei flach geneigten Dächern 

Nichtvollgeschosse als oberstes Geschoss eines Gebäudes mit Dachneigung von bis zu 

15° müssen oberhalb der maximalen Traufhöhe gegenüber den freistehenden 
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Außenwänden des darunterliegenden Geschosses allseitig um mind. 1,5 m zurückwei-

chen (sog. Staffelgeschoss). Bei einseitig angebauter Bauweise (z.B. Doppelhaus) be-

zieht sich das Zurückweichen nur auf die freistehenden Außenwände. 

2.4.4 Traufhöhe  

Für die allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2 und für das Mischgebiet MI 1 ist eine 

maximale Traufhöhe von 7 m, in Bezug auf die Festsetzung 2.4.1, die zulässig.  

Als Traufhöhe wird der angenommene Schnittpunkt der Außenwandfläche mit der Ober-

kante der Dachhaut, bei von der Außenwand des darunter liegenden Geschosses zu-

rückspringenden Nichtvollgeschossen (Staffelgeschoss) der angenommene Schnittpunkt 

der Außenwandfläche mit der OK FFB des Nichtvollgeschosses, definiert. 

2.4.5 Sockelhöhe 

Die Oberkante des Erdgeschoss-Fertigfußbodens (OKFF) darf eine Höhe von 0,2 m zum 
jeweils festgesetzten Höhenbezugspunkt bei Planstraßen bzw. der Gradiente, der das 
Gebäude erschließenden Bestandsstraße (siehe Festsetzung 2.4.1) nicht unterschreiten. 
Ein Überschreiten dieser Bezugspunkte bzw. der Gradiente ist ausnahmsweise bis zu 
einer Höhe von 0,6 m zulässig.  

Die festgesetzten maximalen Gebäudehöhen können um die jeweilige Sockelhöhe bis zu 
0,3 m und ausnahmsweise bis zu 0,6 m überschritten werden. 

2.5 Bauweise 

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sowie im Mischgebiet MI 1 wird die 

offene Bauweise (o) festgesetzt.  

Für das Mischgebiet MI 2 wird keine Vorgabe der Bauweise definiert.  

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2 sowie im Mischgebiet MI 1 ist eine Bebauung als Ein-

zel- und Doppelhäusern (ED) zulässig.  

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist die Errichtung von Doppelhäusern und Reihenhäu-

sern zulässig.  

2.6 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden  

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sowie im Mischgebiet MI 1 sind ma-

ximal 2 Wohneinheiten pro Gebäude bei der Errichtung von Einzelhäusern zulässig. Bei 

Doppelhäusern ist pro Doppelhaushälfte nur eine Wohneinheit zulässig.  

3 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2, 16d, 20, 25a BauGB und § 23 BauNVO)  

Die max. überbaubaren Grundstücksflächen sind im Plan durch Baugrenzen kenntlich 

gemacht. 

Die Errichtung von Garagen, Stellplätzen und Carports ist außerhalb der festgesetzten 

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

4 Immissionsschutz 

"Anforderungen an die Luftschalldämmung zwischen Außen und Räumen in Gebäuden 

gemäß DIN 4109-1: 

In den gekennzeichneten Bereichen des Plangebietes sind beim Neubau oder bei bau-

genehmigungspflichtigen Änderungen von Wohn- und Aufenthaltsräumen und Ähnli-

chem bzw. von Büroräumen und Ähnlichem die folgenden erforderlichen gesamten 
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bewerteten Bau-Schalldämm-Maße (erf. R'w.ges) für die Außenbauteile (Wände, Fens-

ter, Lüftung, Dächer etc.) einzuhalten: 

 

Lärmpegelbereich III: 

Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches  R'w.ges = 34 dB 

Büroräume und Ähnliches   R'w.ges = 30 dB 

 

Lärmpeqelbereich IV: 

Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches R'w.ges = 40 dB 

Büroräume und Ähnliches   R'w.ges = 35 dB 

 

Lärmpegelbereich V: 

Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches R'w.ges = 45 dB 

Büroräume und Ähnliches   R'w.ges = 40 dB 

 

Lärmpeqelbereich VI: 

Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches  R'w.ges = 47 dB 

Büroräume und Ähnliches   R'w.ges = 42 dB 

 

Für Schlafräume und Kinderzimmer, die auch als Schlafräume genutzt werden, sind 

aufgrund der verkehrsbedingten Beurteilungspegel von nachts > 45 dB(A) schallge-

dämmte, fensterunabhängige Lüftungseinrichtungen vorzusehen. 

In den Bereichen mit verkehrsbedingten Beurteilungspegeln von tagsüber > 65 dB(A) 

dürfen keine Außenwohnbereiche (z. B. Terrassen, Balkone) errichtet werden. 

Wenn im Rahmen eines schalltechnischen Einzelnachweises nach DIN 4109 abwei-

chende „Maßgebliche Außenlärmpegel“ an den Fassaden der Baukörper ermittelt wer-

den (z.B. auf Grund von Eigenabschirmung oder Abschirmung durch andere Baukör-

per), ist es zulässig diese alternativ für die Bestimmung der Anforderungen an die Luft-

schalldämmung nach der DIN 4109 zugrunde zu legen. 

5 Regenwasserbewirtschaftung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16d BauGB)  

5.1 Oberflächenwasserrückhaltung 

Das Oberflächenwasser ist auf dem eigenen Grundstück durch entsprechende Anlagen 

Retentionsdach, Mulden, Zisternen, etc. zurückzuhalten. 

Das zusätzlich anfallende Oberflächenwasser ist auf die Wasserführungen zu leiten.  
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5.2 Überflutungsschutz 

Aus Gründen des Überflutungsschutzes bei Starkregen wird bei neuentstehenden Grund-

stücken eine durchgehende vertikale Abkantung zwischen 5 cm und 10 cm zum an das 

Grundstück angrenzende Straßenniveau vorgeschrieben (s. Abb. 1). Die Abkantung kann 

wahlweise rechtwinklig oder abgeschrägt ausgeführt werden, bzw. von abgeschrägter 

Abkantung im Bereich der Erschließungsflächen unterbrochen werden. 

Abb. 1 Beispielhafte Darstellung der Abkantung zum Grundstück 

 

6 Solarthermie- oder Photovoltaikanlagen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB)  

Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind die nutzbaren Dachflächen 

der Gebäude und baulichen Anlagen innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 

zu mindestens 30 % mit Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden solaren 

Strahlungsenergie auszustatten (Solarmindestfläche).  

Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann die hiervon bean-

spruchte Fläche auf die zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden. 

Solarthermie- oder Photovoltaikanlagen sind auch in Kombination mit einer Dachbegrü-

nung zulässig. 

7 Gestalterische Festsetzungen  
(§ 89 Abs. 2 BauO NRW und § 9 Abs. 4 BauGB)  

7.1 Dacheindeckung  

7.1.1 Dachbegrünung  

Innerhalb des Bebauungsplanes sind sämtliche Dachflächen von Hauptgebäuden bis zu 

einer Dachneigung von 10° mit mindestens 70 % mit einer Dachbegrünung mit einem 

durchwurzelbaren Substrataufbau von mindestens 10 cm, zu versehen. Diese Dachflä-

che sind mit einer heimischen Gräser-/Kräutermischung anzusäen oder mit heimischen 

Stauden und Sedumsprossen zu bepflanzen. Solarthermie- oder Photovoltaikanlagen 

sind auch in Kombination mit einer Dachbegrünung zulässig. 

Als Berechnungsgrundlage gilt die Summe aller (Teil-)Dachflächen der Hauptanlage. 

In Einzelfällen kann der Anteil von 70 % Dachfläche für eine Dachbegrünung aufgrund 

von Lichtkuppeln und Glasdächern um bis zu 10 % unterschritten werden, wenn diese 

dem Nutzungszweck des Gebäudes dienen und untergeordnet sind. 

7.1.2 Dacheindeckung von geneigten Dächern 

Dächer von mehr als 10° Neigung sind, sollten sie nicht als Gründach ausgestaltet sein, 

mit kleinteiligen Materialien wie Ziegeln oder Materialien, die Ziegeln in ihrem Erschei-

nungsbild gleichkommen, zu errichten. Großflächige Platten dürfen auf dem Dach 
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ausschließlich in Form von Solarthermie- oder Photovoltaikmodulen errichtet werden. 

Diese dürfen die Firsthöhe des Gebäudes um maximal 0,5 m überragen. 

Die Dachflächen zweier oder mehrerer zusammenhängender Gebäude bzw. Gebäude-

teile (Doppelhäuser, Reihenhausgruppen) sind mit einheitlich zu gestalten  

Bei den Dacheindeckungen geneigter Dächer von mehr als 10° Neigung dürfen keine 

stark reflektierenden oder glänzenden Materialien verwendet werden. Anlagen zur Solar-

thermie- oder Photovoltaikanlagen sind hierbei - unabhängig von ihrer konstruktiv beding-

ten Farbgebung - zulässig. 

7.1.3 Dacheindeckung von Nebenanlagen 

Die Dächer von Nebenanlagen, Garagen und Carports mit einer Dachfläche von mehr 

als 5 m² sind vollständig mit einer Dachbegrünung mit einem durchwurzelbaren Sub-

strataufbau von mindestens 10 cm zu versehen und die Dachfläche mit heimischen Grä-

ser-/Kräutermischung anzusäen oder mit heimischen Stauden und Sedumsprossen zu 

bepflanzen. Technisch notwendige Dachaufbauten und der Belichtung dienende Glasflä-

chen sind von der Forderung der Dachbegrünung ausgenommen. 

 

Dachbegrünung ist auch in Kombination mit PV- oder Solaranlagen zulässig.  

7.2 Einfriedungen  
Einfriedungen in Form von Zäunen, Mauern oder Pflanzungen entlang der Straßen dürfen 

eine Höhe von 1,20 m nicht überschreiten - gemessen ab der jeweiligen Straßenhöhe. 

Ein Sichtschutz von mehr als 1,20 m Höhe kann, in Bezug auf die öffentliche Verkehrs-

fläche ab 2 m hinter der Grundstücksgrenze errichtet werden. 

7.3 Fassaden 
Doppelhaushälften sowie Reihenhausgruppen sind hinsichtlich Farbgebung und Be-

schaffenheit einheitlich zu gestalten.  

Nebenanlagen sind mit dem zugehörigen Hauptgebäude in Einklang zu bringen. 

7.4 Balkone, Brüstungen und Umwehrungen 
Balkone, Brüstungen und Umwehrungen oberhalb der maximalen Traufhöhe sind trans-

parent oder offen (z.B. Klarglas, Geländerstäbe) auszuführen und dürfen die Außenwand 

des darunterliegenden Geschosses nicht überragen. 

7.5 Stellplätze, Carports, Garagen und Hofflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 23 BauNVO und § 48 BauO NRW)  

In den Mischgebieten sind sämtliche PWK-Stellplätze mit einem versickerungsfähigen 

Fugenanteil von mindestens 20 % auszuführen. 

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 und WA 2 sowie in den Mischgebieten MI 1 und 

MI 2 sind sämtliche Hofflächen als dauerhaft wasserdurchlässige Pflasterflächen auszu-

führen. Ausnahmeweise dürfen Flächen, auf denen Vorbehandlungen des Nieder-

schlagswassers notwendig oder anderweitig schadhafte Bodeneinträge zu erwarten sind, 

gänzlich versiegelt werden. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen ist die Gartengestaltung mit Verwen-

dung von Schotter, Splitt, Kiesen und Bruchsteinen unzulässig. Außerdem ist auf den 

nicht überbaubaren Grundstücksflächen die großflächige Abdeckung des Erdreiches mit 

Kunststofffolien (Unkrautvlies) nicht zulässig. Kleinteilige Abdeckungen wie zum Beispiel 
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entlang angelegter Hecken sind zulässig, sofern die Abdeckungen dauerhaft wasser-

durchlässig sind. 

7.6 Anzahl von Stellplätzen 

Bei neuen Bauvorhaben sind je Wohneinheit zwei PKW-Stellplätze auf dem Grundstück 

nachzuweisen. Dies gilt ebenfalls bei Erweiterungen der Bestandsbebauung um eine 

Wohneinheit. Die Stellplätze können dabei auch hintereinander angeordnet werden. 

7.7 Zuwiderhandlungen  
(§ 86 BauO NRW)  

Verstöße gegen die gemäß § 89 BauO NRW in den Bebauungsplan aufgenommenen 

Festsetzungen über die äußere Gestalt baulicher Anlagen werden gemäß § 86 BauO 

NRW als Ordnungswidrigkeit geahndet.  

8 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
(§ 9 Abs. 1 Nr.  21 BauGB)  

8.1 Geh-, Fahr-, und Leitungsrechte  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)  

Südlich an den „Alten Postweg“ angrenzend ist ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (LR 1) 

zugunsten der Erschließung des Flurstücks 541 einzutragen. Das Geh- und Fahrrecht gilt 

sowohl für die verkehrliche Erschließung der Anwohner als auch für Leitungen der Ver-

sorger. Das Leitungsrecht gilt ausschließlich für die Versorger. 

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche zwischen der Planstraße A und der Straße Große 

Heide ist ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (LR 2) zugunsten der Sicherung der Entwäs-

serung des Entwicklungsgebietes, zugunsten des Versorgers festgesetzt.  

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche, die als Verbindung zwischen der Öffentlichen 

Grünflächen mit der Zweckbestimmung Spielplatz und der nordwestlich festgesetzten 

Fläche für die Wasserwirtschaft ist ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (LR 3) zur Siche-

rung der Entwässerung des Entwicklungsgebietes, zugunsten des Versorgers festge-

setzt.  

9 Grünflächen und Pflanzgebote 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20, 25 und Abs. 6 BauGB)  

9.1 Öffentliche Grünflächen  

Innerhalb der öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz sind nur bau-

liche Anlagen zulässig, die der Spielplatznutzung zuzuordnen sind.  

9.2 Öffentliche Verkehrsflächen - Pflanzmaßnahmen 

Innerhalb der Haupterschließungsachsen mit einer Breite von mind. 8 m ist durch den 

Träger der Straße je 500 m² Straßenverkehrsfläche ein heimischer Laubbaum zu pflan-

zen oder Straßenbegleitgrün in entsprechender ökologischer Wertigkeit herzustellen. 

Untergeordnete Erschließungsstiche mit Straßenbreiten unter 8 m sind von dieser Fest-

setzung ausgenommen. 

9.3 Private Grünflächen  

Gemäß der Planzeichnung werden die Flurstücke 147, 148, 253, 547 (tlw.) und 221 als 

„Private Grünflächen“ festgesetzt. 
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9.4 Fläche mit Bindungen die Erhaltung von Bepflanzungen  

Innerhalb der im nördlichen Bereich, unmittelbar an den Alter Postweg angrenzenden 

Fläche mit Bindung zum Erhalt von Pflanzen sind die Bestandsbäume zu erhalten und 

bei Abgang durch gleichwertige Neuanpflanzungen zu ersetzen. 

9.5 Erhalt von Bäumen und Sträuchern 

9.5.1 Die als zum Erhalt festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Ab-
gang durch gleichwertige Neuanpflanzungen zu ersetzen. 

9.5.2 Es ist ein Abstand von 1,5 m zur Kronentraufe der Bäume bei einer Errichtung 
von baulichen Anlagen und Gebäuden einzuhalten. Eine Versiegelung innerhalb 
des Abstandes von 1,5 m zur Kronentraufe ist nicht zulässig. 

10 Fläche für Versorgung und die Wasserwirtschaft  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 u. 14 BauGB)  

10.1 Gemäß Planzeichnung wird eine „Fläche für die Versorgung“ festgesetzt, die einem 
Masten der Hochspannungsleitung dient. 

10.2 Im Plangebiet werden zwei Regenrückhaltebecken gemäß Planzeichnung inner-
halb von „Flächen für die Wasserwirtschaft“ festgesetzt. 

11 Externe Kompensation 

Das Kompensationserfordernis von 82.384 Biotopwertpunkte, dass außerhalb des Plan-

gebiets zu kompensieren ist, erfolgt auf den folgend benannten Flurstücken, die im Ei-

gentum der Stadt Bad Oeynhausen sind: 

Nr. Gemarkung Flur Fl.St. Größe in m² 

1. Ei 10 526 5.293 

2. Wu 3 T.a. 172 13.000 

3. Vol. 6 Teil aus 359 827 

4. Lo 9 Teil a. 10 11.036 

 

Innerhalb der benannten Flächen sind folgende Maßnahmen durchzuführen: 

 

Nr. Maßnahme 

1. 

Die vor Jahren neu eingesäte Mäh/Weide (3) soll gekauft werden. Zu-
sätzlich soll ein entsprechender Gehölzstreifen für mehr Struktur und 
Vielfalt auf dieser Fläche sorgen und aufwerten. Die Fläche grenzt un-
mittelbar an das BP-Gebiet. 
 
Ohne Pflege würde die Fläche verbrachen und eine Minderung der ökol. 
Wertigkeit würde enterten. 

2. 

Hierbei handelt es sich um eine bereits artenreiche Orchideenwiese. 
Durch den Status „Kompensationsflächen“ besteht dauerhaft die Ver-
pflichtung zur naturschutzorientierten Pflege (Verzicht auf Pflanzen-
schutzmittel, keine Düngung, jährliche Mahd ab 01.07. mit Abfuhr des 
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Mahdgutes; rechnerische Aufwertung von Grünlandbrache, gut ausge-
prägt (5 WE) zu artenreichen Feucht-/Nasswiese, hervorragend ausge-
prägt (7WE). 
Ohne Pflege würde die Fläche verbrachen und eine Minderung der ökol. 
Wertigkeit würde eintreten. 
 
Um die Flächen vor Verschattung und Verbuschung im Randbereich zu 
bewahren, sind in Abständen entsprechende Rückschnitte an den an-
grenzenden Gehölzstreifen durchzuführen. 

3. 

Die Feuchtwiese wird/muss nach den Kriterien des ökologischen Land-
baus bewirtschaftet werden (WE 5) Durch die extensive Bewirtschaftung 
(Beweidung oder späte Mahd) hat sich die Feuchtwiese noch struktur-
reicher und mit mehr Biodiversität weiterentwickelt (7). Es handelt sich 
um eine Restfläche aus einem bestehenden Öko-Konto. 

4. 

Die zurzeit noch als Acker genutzte Fläche wird im Herbst als Naturna-
her Wald (WE 6) aufgeforstet. Von Acker, intensiv, Wildkrautarten weit-
gehend fehlend zu mit lebensraumtypischen Baumartenanteilen über al-
les vorhandenen Schichten (ohne Krautschicht) 30 <50 % aufwerten. 

 

Die genaue Lage der Flurstücke kann der Begründung und dem Umweltbericht entnom-

men werden.  

Die Kompensation erfolgt durch die Stadt Bad Oeynhausen und ist mit Baubeginn zu 

leisten. 

12 Artenschutzrechtlichen Festsetzungen 

12.1 Abbruch von Gebäuden innerhalb der Gemeinbedarfsfläche Feuerwehr 

Gebäude dürfen nur außerhalb der Brutzeit der Rauchschwalbe (Mitte April bis Mitte Ok-
tober) abgebrochen werden. 

12.2 Erforderliche CEF-Maßnahmen für Entwicklung der Gemeinbedarfsfläche 

12.2.1 Nistkästen Rauchschwalbe 

Für Rauchschwalben sind in Gebäuden in der näheren Umgebung des Plangebietes 33 
Kunstnester anzubringen. Zur Vorbereitung der Maßnahme ist eine spezielle Prüfung 
(ASP 2) für die Rauchschwalbe durchzuführen. 

12.2.2 Nistkästen Stare 

Für Stare sind an Bäumen oder Gebäuden im Plangebiet oder der näheren Umgebung 
insgesamt drei artspezifische Nistkästen anzubringen. Die Nistkästen sind einmal jährlich 
zu warten und zu reinigen. 

12.2.3 Entwicklung Gemeinbedarfsfläche Feuerwehr (bedingte Festsetzung) 

Eine Entwicklung der Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung Feuerwehr ist nur 
nach Durchführung der CEF-Maßnahmen 11.2.1 und 11.2.2 zulässig. Die Maßnahmen 
sind durch die Grundstückseigentümer*in durchzuführen.  

12.3 Außenbereichsbeleuchtung 

Es sind für die Außenbereichsbeleuchtung im öffentlichen Raum abgeschirmte Leuchten 

mit geschlossenen Gehäusen und insektenverträglichen Leuchtmitteln (z.B. LED mit 

warmweisser Lichtfarbe) anzuwenden. 



Stadt Bad Oeynhausen   Bereich Stadtentwicklung                    September 2023 

  Textteil zum Bebauungsplan Nr. 124 „Nordöstliche Heidkämpe“                        

10 

13 Nachrichtliche Übernahme 

13.1 Bundesautobahn A30 

(§ 9 FStrG)  

Werbeanlagen in der Anbaubeschränkungszone (100 m vom Fahrbahnrand der Auto-

bahn) gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen der Zustimmung des Fernstraßen-Bundesam-

tes. Jede einzelne Werbeanlage ist daher gesondert zu beantragen. Über die Anbaube-

schränkungszone des FStrG hinaus, d.h. auch in einem Abstand von mehr als 100 Meter 

vom befestigten Fahrbahnrand, kann eine Werbeanlage nach den straßenverkehrsrecht-

lichen Vorschriften des § 33 StVO unzulässig sein. Daher ist die Beteiligung des FBA 

zwingen erforderlich. 

Blendungen der Autobahn, z.B. durch glatte und/oder gläserne Fassaden oder auch 

durch Photovoltaikanlagen, sind zu vermeiden. Im Zweifelsfall ist ein Blendgutachten 

dem Straßenbaulastträger vorzulegen. Dabei trägt die Kosten des Blendgutachtens der 

Vorhabenträger bzw. die Kommune. Sollten dennoch nachweislich Blendungen des BAB-

Verkehrs auftreten, so sind diese durch und auf Kosten des Vorhabenträgers/der Kom-

mune zu beseitigen. 

Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen bauliche Anlagen der Zustimmung des Fernstraßen-

Bundesamtes, wenn sie längs der Bundesautobahnen in einer Entfernung bis zu 100 

Meter errichtet, erheblich geändert, oder anders genutzt werden sollen. 

14 Ausnahmen und Befreiungen  
(§ 31 Abs. 1 und 2 BauGB)  

14.1 Ausnahmen  

Die Festsetzungen der Planzeichnung und des Textteiles sind bindend, soweit nicht eine 

Ausnahme ausdrücklich zugelassen ist.  

14.2 Befreiungen  

Befreiungen kann die Baugenehmigungsbehörde im Einzelfall im Einvernehmen mit der 

Gemeinde erteilen, wenn die Durchführung des Bebauungsplanes zu einer nicht beab-

sichtigten Härte führen würde oder die Grundzüge der Planung nicht beeinträchtigt wer-

den.  

15 Abweichungen  
(§ 73 Abs. 1 Satz 1 BauO NRW)  

Abweichungen von den gemäß § 86 BauO NRW in den Bebauungsplan aufgenommenen 

Festsetzungen über die äußere Gestalt baulicher Anlagen können im Einzelfall und im 

Einvernehmen mit der Gemeinde zugelassen werden, wenn sie unter Berücksichtigung 

des Zwecks der jeweiligen Anforderungen und unter Würdigung der nachbarlichen Inte-

ressen mit den öffentlichen Belangen vereinbar sind.  

16 HINWEISE  

16.1 Versorgungsleitung 110-kV Leitung Volmerdingsen-Rehme 

In der Planzeichnung wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB die Linienführung der Hoch-

spannungsleitung 110 kV Leitung Volmerdingsen-Rehme kenntlich gemacht. Im Bereich 

des Schutzstreifens der 110 kV- Leitung (je 20,00 m rechts und links der Leitungsachse) 

sind folgende Baubeschränkungen zu beachten: 
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Bei Gebäuden mit einer Dachneigung < 15° ist ein Sicherheitsabstand von min. 5,00 m 

zum technisch festgelegten Leiterseildurchhang einzuhalten; 

bei Dachneigungen > 15° ist ein Sicherheitsabstand von 3,00 m zum technisch festge-

legten Leiterseildurchhang einzuhalten. 

Die Dachbedeckungen sind mit harter Bedachung nach DIN 4102 auszuführen. 

16.2 Kampfmittelbeseitigung  

Das Plangebiet liegt nicht in einem verzeichneten Bombeneinzugsgebiet.  

Jedoch gibt es eine Verdachtsfläche unmittelbar südöstlich des Plangebiets, sodass fol-

gender Hinweis beachtet werden sollte:  

Weist bei Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub auf eine außergewöhnliche 

Verfärbung hin oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten so-

fort einzustellen und der Kampfmittelbeseitigungsdienst durch die Ordnungsbehörde oder 

Polizei zu verständigen.  

Ist bei der Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außergewöhnlich verfärbt oder 

werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und 

es ist unverzüglich der Kampfmittelbeseitigungsdienst durch die örtliche Ordnungsbe-

hörde oder Polizei zu verständigen. 

16.3 Vorbeugender Brandschutz – Löschwasserversorgung  

Im Bereich der öffentlichen Verkehrsflächen sind Löschwasserentnahmestellen (z.B. 

Hydranten, Saugstellen) zu installieren (§ 1 Abs. 2 FSHG). Die Abstände der einzelnen 

Entnahmestellen (abhängige und unabhängige) untereinander sollten das Maß von 

140 m nicht überschreiten (§ 3 Abs. 1 und 3 BauO NRW; Arbl. 331 DVGW). Es ist eine 

Löschwassermenge von mindestens 48 m³/h im WA und 96 m³/h im MI über eine Dauer 

von 2 h sicherzustellen. 

Zur Sicherung der erforderlichen Löschwassermenge werden Zisternen auf öffentlichen 

Grundstücken bereitgestellt. 

Weitere Vorgaben zur Sicherung der Löschwasserversorgung sind der Begründung zum 

Bebauungsplan zu entnehmen.  

16.4 Kulturgeschichtliche Bodenaltertümer  

(§ 9 Abs. 6 BauGB i. V. m. §§ 15 und 16 DSchG)  

Im Vorfeld der Erschließungs- oder Baumaßnahmen ist eine archäologische Prospektion 

durch eine archäologische Fachfirma durchzuführen. Wenn darüber hinaus bei Erdarbei-

ten kultur- und erdgeschichtliche Bodenfunde oder Befunde (etwa Tonscherben, Metall-

funde, dunkle Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien) entdeckt werden, ist nach §§ 15 

und 16 des DSchG (Denkmalschutzgesetz NRW) die Entdeckung unverzüglich der Stadt 

oder dem LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Bielefeld, anzuzeigen und die Ent-

deckungsstätte drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten.  

16.5 Heilquellenschutz 

Das Plangebiet liegt in einem festgesetzten Wasser- bzw. Heilquellenschutzgebiet des-

sen Verordnung mit Stand vom 13.04.2023 in Kraft getreten ist. Das Betrachtungsgebiet 

befindet sich in der quantitativen Zone B. Bei der Planung und späteren Bauausführung 

ist darauf zu achten, dass die Eingriffe in den Untergrund in der Regel in Schutzzone B 

(äußere Zone) auf 20 m Bohrtiefe beschränkt sind. Weitere zu berücksichtigende 
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Sachverhalte sind der Verordnung zur Festsetzung des Heilquellenschutzgebietes „Bad 

Oeynhausen“ zu entnehmen.  

16.6 Artenschutzrechtliche Vermeidungsmaßnahmen /Sicherungsmaßnahmen 

Die einschlägigen Bestimmungen des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind 

zu beachten. Die im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung durchgeführten Prüfungen 

zur artenschutzrechtlichen Verträglichkeit der Planung entbinden nicht von den auf Um-

setzungsebene unmittelbar anzuwendenden artenschutzrechtlichen Bestimmungen. 

Zum Schutz der Fauna darf die gesamte Baufeldherrichtung (Baufeldräumung,  Entfer-

nung von Gehölzen, Abschieben von Oberboden, Abriss von Gebäuden, etc.) aus arten-

schutzrechtlichen Gründen und zur Vermeidung vom Eintreten von Verbotstatbeständen 

nach § 44 BNatSchG nur in der Zeit von Anfang Oktober bis Ende Februar durchgeführt 

werden. Falls dieser Zeitraum nicht eingehalten werden sollte, ist durch einen Fachkun-

digen nachzuweisen, dass auf den betroffenen Flächen / in den betroffenen Gehölzen / 

Gebäuden keine Brutvorkommen oder Nist- und Schlafplätze vorhanden sind. Die Ergeb-

nisse sind zu dokumentieren und die Gemeinde ist hierüber im Vorfeld zu informieren. 

Sollten die Ergebnisse der vorgenannten Prüfung ergeben, dass Verbote gemäß § 44 

BNatSchG berührt werden, ist die Untere Naturschutzbehörde hinzuzuziehen. 
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Bad Oeynhausen, den 19.10.2023 

 

gez. L. Bökenkröger 

Bürgermeister            


